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Entwurf eines Gesetzes zur Fortgeltung der die epidemische Lage von 
nationaler Tragweite betreffenden Regelungen
§ 150 Abs. 2 und 2a SGB XI - EPilage


Einleitung  

Die an die Feststellung der gegenwärtigen epidemischen Lage von nationaler Tragweite anknüpfenden gesetzlichen Regelungen (IfSG, aber z. B. auch SGB V und SGB XI) sowie verschiedene Rechtsverordnungen (insb. Coronavirus-Testverordnung, Coronavirus-Impfverordnung, Coronavirus-Einreiseverordnung) sind bislang bis zum 31. März 2021 befristet. Angesichts des aktuellen Infektionsgeschehens ist aus Sicht der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD eine Verlängerung der Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung notwendig. Zugleich sollen für künftige pandemische Lagen die zwischenzeitlich geschaffenen rechtlichen Grundlagen erhalten werden. 

Statt das Bestehen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite an starre Fristen zu knüpfen, soll der Deutsche Bundestag bei entsprechender Lage mindestens alle drei Monate neuerlich über die Fortdauer der Lage entscheiden. Die der Feststellung einer epidemischen Lage zu Grunde liegende Norm des § 5 IfSG bleibt in Kraft. 

Der von den Fraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachte Gesetzentwurf stellt ein Artikelgesetz dar und sieht in Artikel 4 (Änderungen des Elften Buches Sozialgesetzbuch) auch eine Verlängerung des Schutzschirms für die Pflegeeinrichtungen nach dem § 150 SGB XI für den Bereich der Corona-bedingten Mehraufwendung bis zum 30.06.2021 vor. Dies begrüßen wir sehr. 

Große Probleme bereitet uns aber, dass die bisherigen Regelungen zu den Corona-bedingten Mindereinnahmen zum 31.03.2021 auslaufen und die geplanten Neuregelungen eine Beschränkung vorsehen.


Konkreter Gesetzestext 
Streichung der Mindereinnahmen in § 150 Absatz 2 SGB XI 
2a) Absatz 2 findet entsprechende Anwendung bei Mindereinnahmen, die den zugelassenen Pflegeeinrichtungen infolge der Umsetzung behördlicher Maßnahmen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Verhinderung und Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unmittelbar entstehen. Die in Satz 1 genannte Voraussetzung für die Erstattung von Mindereinnahmen ist von der Pflegekasse vor der Auszahlung zu überprüfen.

Begründung  
· Mit dieser gesetzlichen Änderung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass durch die Umsetzung der Coronavirus-Testverordnung vom 27. Januar 2021 (BAnz AT 27.01.2021 V2) und der Impfstrategie ab dem Frühjahr 2021 mit einer sukzessiven Verbesserung der Leistungserbringung für zugelassene ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen sowie für die durch diese versorgten Pflegebedürftigen auszugehen ist. Ziel ist eine Rückkehr zum regulären Betrieb im Rahmen der behördlichen und landesrechtlichen Vorgaben.  
· Zukünftig soll daher das pandemiebedingte Kostenerstattungsverfahren nach Absatz 2 bis 4 in Bezug auf die Mindereinnahmen von zugelassenen Pflegeeinrichtungen darauf konzentriert werden, dass diese unmittelbar durch die Umsetzung von behördlichen Maßnahmen, vor allem von Auflagen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Eindämmung der Coronavirus SARS-CoV-2-Pandemie entstanden sind. Bei voll- und teilstationären Pflegeeinrichtungen können dies insbesondere Reduzierungen der Platzzahl der zu versorgenden Pflegebedürftigen bis hin zu (Teil-)Schließungen von Einrichtungen bzw. Einrichtungsteilen infolge von Auflagen der Gesundheitsämter sowie bei entsprechenden landesrechtlichen Regelungen in den jeweiligen Corona-Schutzverordnungen sein. Bei ambulanten Pflege- und Betreuungsdiensten ist beispielsweise bei einem Ausfall von Pflegeeinsätzen infolge solcher Vorgaben eine Erstattung möglich.  
· Die Pflegeeinrichtungen haben bei der Beantragung der Erstattung dieser Mindereinnahmen bei den Pflegekassen abweichend von dem Verfahren zur Geltendmachung von außerordentlichen Aufwendungen bereits darzulegen, auf welcher Grundlage die Mindereinnahmen entstanden sind. Dies ist von den Pflegekassen zu prüfen.  
· Auf anderweitige Mindereinnahmen, beispielsweise infolge einer allgemein pandemiebedingten Nichtinanspruchnahme der Pflegeleistungen durch die Pflegebedürftigen, bei denen die Voraussetzung nach Absatz 2a nicht vorliegt, ist von den Pflegeeinrichtungen durch die Umsetzung geeigneter Maßnahmen zu reagieren, beispielsweise durch die Anpassung ihrer Kostenstrukturen an die veränderten Gegebenheiten oder auch mittels Anpassung ihrer Pflegesatz- bzw. Pflegevergütungsvereinbarung durch Verhandlungen mit den Kostenträgern. Auch eine vorzeitige Neuverhandlung nach § 85 Absatz 7 ist hierbei statthaft. 

Grundtenor der Kritik  
· Die Diakonie kritisiert auf das schärfste, dass die Pflegeeinrichtungen Mindereinnahmen ab 01.04.2021 nur geltend machen können, die ihnen infolge der Umsetzung behördlicher Maßnahmen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Verhinderung und Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) unmittelbar entstehen. 
· Wir unterstützen das Ziel, einer Rückkehr zum regulären Betrieb im Rahmen der behördlichen und landesrechtlichen Vorgaben. Wir sind der Auffassung, dass der 01.04.2021 absolut zu früh ist und die dieser Regelung zugrunde gelegten Prämissen noch nicht gegeben sind. 




Thema Impfung und Impfstrategie 
· Es finden gegenwärtig die Impfungen statt, dies ist jedoch mit vielen Unsicherheiten behaftet. 


Thema Mutationen 
· Es ist gegenwärtig nicht abschätzbar, welche Auswirkungen die Mutationen auf das Infektionsgeschehen haben werden. 


Allgemeine Abstands- und Hygieneregelungen gelten auch nach dem 01.04.2021 in der Gesamtbevölkerung weiter. 
· Diese haben Auswirkungen auf die Auslastung der Einrichtungen. Die bedeutet 
z. B. für die Tagespflege, dass es weiterhin reduzierte Gruppengrößen geben wird. 


Kohortierungsregelungen/Empfehlungen des RKI 
· Das RKI empfiehlt bei SARS-CoV-2-Nachweisen in der Einrichtung sollten 3 Bereiche räumlich und personell voneinander abgegrenzt werden und im Falle des zusätzlichen Vorliegens einer besorgniserregenden SARS-CoV-2-Virusvariante (VOC, Variant of Concern) oder einer anderen Infektionskrankheit wie 
z. B. Influenza sollte, sofern möglich, ein weiterer separater Bereich eingerichtet werden.


Besondere Probleme der Belegung von Doppelzimmern 
· Die Abstands- und Hygieneregelungen und auch die Kohortierungsregelungen führen zu erhöhten Problemen der Belegung von Doppelzimmern.


Inhalte und Rechtsverbindlichkeit behördlicher Maßnahmen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Verhinderung und Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)
· Es ist zu prüfen, ob wirklich alle Entwicklungen, die zu wesentlichen Mindereinnahmen im Kontext von SARS-CoV-2 führen durch behördliche Maßnahmen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Verhinderung und Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) abgedeckt sind. 
· Des Weiteren ist der Verbindlichkeitsgrad der behördlichen Maßnahmen sowie von landesrechtlichen Regelungen zur Verhinderung und Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) zu prüfen (teilweise nur empfehlender Charakter). Dieser würde dann vermutlich zu einer fehlenden Akzeptanz bei den Pflegekassen führen.


Formale Bürokratische Hürden und fehlende Ressourcen des ÖGD 
· Eine zweite Hürde, die aus unserer Sicht in den Neuregelungen des Absatzes 2a nicht akzeptabel ist, ist die Prüfung der Pflegekassen als Zahlungsvoraussetzung bei der Geltendmachung von Mindereinnahmen aufgrund behördlicher oder landesrechtlicher Anordnungen. 
· In der Praxis zeigt sich zudem, dass z. B. Quarantäneanordnungen etc. aufgrund der knappen Personalsituation des ÖGD oftmals nur mündlich bzw. telefonisch erfolgen. Das erschwert den Nachweis zusätzlich.


Timelag bei der Rückkehr in die Normalität/stufenweise Rückkehr in die Normalität 
· Gegenwärtig haben die Tagespflegeeinrichtungen eine Auslastung von ca. 50 bis 60%. Dies liegt in allen Bundesländern deutlich unter der vereinbarten Auslastung, selbst wenn Ende März die Abstands- und Hygieneregelungen aufgehoben werden würden, ist eine Erreichung der vereinbarten Auslastungshöhe ab dem 01.04.2021 nicht möglich, sondern es ist eine stufenweise Erhöhung der Tagespflegegastzahlen erforderlich, sowohl aus fachlichen Gründen aber auch aufgrund von fehlender Nachfrage.
· Stationäre Pflegeeinrichtungen, die z. B. im Februar 2021 ein großes Infektionsgeschehen hatten, werden nach unseren gegenwärtigen Beobachtungen nicht bereits im April 2021 ihre vereinbarte Auslastung erreichen können und alle freien Plätze wiederbesetzt haben.
· Unsere Erfahrungen zeigen, dass diese Einrichtungen erst schrittweise frei gewordene Plätze wieder belegen können. 


Nachfrage nach Heimplätzen und Kurzzeitpflegeplätzen teilweise rückläufig 
· Ergänzend kommt hinzu, dass die Nachfrage nach Heimplätzen gegenwärtig aufgrund der vermeintlichen Infektionsgefahr insbesondere in Regionen mit einem hohen Infektionsgeschehen deutlich abnimmt. 
· Familiale und ökonomische Erwägungen (Angehörige befinden sich im Lock-Down oder in der Kurzarbeit, …) führen dazu, dass der Heimeinzug verschoben und die Angehörigen die Pflege selber übernehmen. 
· Außerdem sind viele planbare Operationen abgesagt, sodass auch die Nachfrage nach Kurzzeitpflegeplätzen deutlich zurückgegangen ist. 
· In verschiedenen Regionen gibt es gegenwärtig keine Warteliste für den Heimeinzug.
· Das Angebot der solitären Kurzzeitpflege ist für die Träger ohnehin schon i.d.R nur auskömmlich, wenn die Strukturen aus dem vollstationären Setting mitbenutzt werden. Mit Wegfall der Mindereinnahmeregelung wird das Angebot für die Bertreiber noch weniger lukrativ. 


Interesse der Einrichtungen an einer hohen Auslastung und einer Rückkehr in die Normalität 
· Über den Pflegeschutzschirm nach § 150 SGB XI werden die Corona-bedingt ausfallenden Investitionskosten nicht erstattet. Es gibt/gab in einigen wenigen Bundesländern eine Regelung zur Erstattung der Investitionskosten für die Tagespflegeeinrichtungen. 
· Alleine schon wegen der fehlenden Erstattung der Investitionskosten haben die Pflegeeinrichtungen ein wirtschaftliches Interesse, Plätze nicht länger als unbedingt nötig nicht zu besetzen. 


Anderweitige Mindereinnahmen als die unter Absatz 2a genannten soll lt. Gesetzbegründung mit anderweitigen Maßnahmen begegnet werden.
· Die Gesetzesbegründung schlägt vor, dass auf anderweitige Mindereinnahmen beispielsweise infolge einer allgemein pandemiebedingten Nichtinanspruchnahme der Pflegeleistungen durch die Pflegebedürftigen, bei denen die Voraussetzung nach Absatz 2a nicht vorliegt, von den Pflegeeinrichtungen durch die Umsetzung geeigneter Maßnahmen zu reagieren ist, beispielsweise durch die Anpassung ihrer Kostenstrukturen an die veränderten Gegebenheiten oder auch mittels Anpassung ihrer Pflegesatz- bzw. Pflegevergütungsvereinbarung durch Verhandlungen mit den Kostenträgern. Auch eine vorzeitige Neuverhandlung nach § 85 Absatz 7 sei hierbei statthaft. 
· Beide Vorschläge sind unserer Auffassung nach nicht tragfähig, da eine Anpassung der Kostenstruktur immer auch eine Anpassung der Personalkostenstruktur bedeuten würde (Angesichts der Personalintensität dieses Versorgungsbereichs). Dies halten wir zum einen angesichts der Entwicklungen des vergangenen Jahres und des Personalnotstands in der Pflege für kontraindiziert und das falsche Signal an die Pflegekräfte (siehe Punkt Pflegekräfte/Personal). Zum anderen benötigen die Pflegeeinrichtungen das vorhandene Pflegepersonal auch wenn nicht alle Plätze belegt sind für die Schutz- und Hygienekonzepte, das Besuchermanagement, die Einzelbegleitungen der Bewohnerinnen und Bewohner und auch für die Testung.
· Dadurch, dass der Satz, dass eine vorzeitige Neuverhandlung nach § 85 Absatz 7 SGB XI hierbei statthaft sei, sich ausschließlich in der Gesetzesbegründung (zu Nummer 6 b, d. h. zu § 150 Absatz 2a SGB XI-Entwurf) und nicht im Gesetzeswortlaut befindet, wird mit dem Gesetzesentwurf das Recht zur vorzeitigen Neuverhandlung aufgrund anderweitiger Mindereinnahmen infolge der Pandemie gerade nicht wirksam geregelt. 
· Selbst wenn der Gesetzgeber noch im Hinblick auf die Rechtssetzungsqualität nachjustiert hat und die Regelung wirksam werden könnte, wäre sie in der Praxis nicht tragfähig. Denn eine Anpassung der Pflegesatz- bzw. Pflegevergütungsvereinbarung durch Verhandlungen mit den Kostenträgern und auch vorzeitige Neuverhandlung nach § 85 Absatz 7 würde zu höheren Eigenanteilen der Bewohnerinnen und Bewohner führen.
· Die Beibehaltung der Erstattungsfähigkeit sämtlicher, nachweisbarer Mindereinnahmen über § 150 Abs. 2 SGB XI ist gegenüber der (vorzeitigen) Neuverhandlung der Pflegesatz-bzw. Pflegevergütungsvereinbarungen die überlegene Lösung zum passgenauen Einsatz von Versicherungsgeldern. Das Erstattungsverfahren nach § 150 Abs. 2 SGB XI sieht den unbürokratischen, zeitnahen, retrospektiven Nachweis der Mindereinnahmen vor. Dagegen ist die (vorzeitige) Neuverhandlung der Pflegesätze ein aufwändiges Verfahren, das sich nur auf einen prospektiven, längeren Pflegesatzzeitraum beziehen kann, für den die pandemiebedingten Auswirkungen schwer vorhersehbar sind. 


Thema Personal 
· Die geplanten Regelungen halten wir für ein falsches Signal an die Mitarbeitenden, im Besonderen an die Pflegenden in den Einrichtungen – der wirtschaftliche Druck, den die Einrichtungen ab April schmerzlich erfahren werden, wird sich auf das gesamte Personal auswirken. 
· Seit vielen Monaten halten die Mitarbeitenden mit unermüdlichem Einsatz unter schwierigsten Bedingungen die Versorgung der pflegebedürftigen Menschen aufrecht, kompensieren Quarantäneausfälle ihrer Kolleg*innen, stellen sich permanent auf neue Anforderungen ein und setzen sich nicht zuletzt als sogenannte systemrelevante Berufsgruppe täglich der Gefahr einer Ansteckung mit dem Coronavirus aus. Es werden oft verlängerte Schichten oder gar Doppelschichten geleistet, um erkrankte Kolleg*innen zu ersetzen.
· Bereits vor der Pandemie mussten die Pflegenden mit einer unzureichenden Personaldecke zurechtkommen, während der Pandemie sind die Aufgaben mehr geworden und die Aufgabenerfüllung braucht mehr Zeit. Aufgrund strenger Besuchsregelungen, Verzicht auf Gruppenangebote, sowie Feste und Feiern vereinsamen die pflegebedürftigen Menschen schneller und der Betreuungsbedarf nimmt zu. Das Besuchsmanagement, das tägliche Monitoring und die Umsetzung der Schutz- und Hygienekonzepte sind aufwändige Tätigkeiten, die zusätzlich zu den Pflege- und Betreuungsaufgaben erbracht werden. 
· Neben der zeitintensiven Umsetzung der Impfstrategie in den Einrichtungen, ist die Umsetzung der Testkonzepte besonders zu erwähnen, die trotz begonnener Impfungen weiterbestehen werden und vor dem Hintergrund der auftretenden Mutationen an Wichtigkeit zunehmen. 
· Vor dem Hintergrund, dass die Pflegenden seit Beginn der Pandemie als Helden gefeiert werden, sind diese Regelungen nicht nachvollziehbar, demotivieren die Pflegenden und schwächen die Attraktivität des Pflegeberufs sowohl für die aktuellen Auszubildenden als auch für potenzielle Kandidat*innen.

Situation in den Pflegeeinrichtungen unter den Bedingungen der Corona-pandemie
· Die Infektionsrate ist in den einzelnen Regionen und in einzelnen stationären Pflegeeinrichtungen sehr unterschiedlich. 
· Mit Corona infizierte Mitarbeitende sind trotz Ende der Quarantäne weiterhin an COVID-19 oder Folgen erkrankt bzw. in langer Rekonvaleszenz. Aus verschiedenen Regionen wird hier eine Zahl von ca. 30 % der Fälle berichtet. Es ist nicht immer möglich, Ersatzpersonal zu beschaffen, folglich können dann frei werden Plätze nicht belegt werden.
· Für die nicht erkrankten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Teams ist ein Coronaausbruch mit heftigsten Belastungen (z. B. durch Doppelschichtsystem, Einspringen, hohe Belastung während der Arbeit) verbunden. Die zeigt sich im Nachlauf durch Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen, der wiederum durch Zeitarbeit oder Nichtbelegung begegnet werden muss. Auch begleitende Angebote (Supervision, Einzelberatung) sind kostenintensiv. 
· Das ganze Nachbelegungsmanagement gerät aber auch ins Stocken, weil zum Beispiel Handwerker für die Zimmeraufbereitung/-sanierung sich nicht in die Einrichtung trauen oder während des Ausbruchsgeschehens nicht in die Einrichtung dürfen. Auch Zimmer dürfen während des Besuchsverbotes nicht geräumt werden. 
· Einrichtungen mit hohen Fallzahlen an Todesfällen benötigen Monate, um die freigewordenen Plätze wieder belegen zu können. (siehe hierzu 


Fazit 
· Im Ergebnis würde die geplante Neuregelung neben den Tagespflegeeinrichtungen und den solitären Kurzzeitpflegeeinrichtungen vor allem die von der Pandemie betroffenen Pflegeeinrichtungen betreffen, da sie ab April keine Unterstützung aus dem Rettungsschirm Pflege mehr in Anspruch nehmen können, um Corona-bedingte Mindereinnahmen auszugleichen. Damit stellt der Gesetzentwurf in der jetzigen Form die Existenz der am härtesten durch Corona-Ausbrüche getroffenen Pflegeheime infrage. 
· Zum Entwurf der Formulierungshilfe des Gesetzes hat die Diakonie Deutschland im Rahmen der BAGFW Stellung genommen. Wir setzen uns für eine ersatzlose Streichung der Regelung zum Umgang mit Mindereinnahmen ein. Gemeinsam mit der Fachebene der Landesverbände arbeiten wir an einer differenzierten Argumentation für die politische Arbeit und versuchen im parlamentarischen Verfahren Änderungen im Gesetz zu erreichen. 
· Außerdem setzen wir uns für eine Verlängerung der Sonderregelungen im Elften Sozialgesetzbuch bis zum Jahresende 2021 ein.
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